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Abschaltungen aus Sicherheitsgründen?
Massnahmen zur Lösung der Probleme müssen alle Be-
treiber bis Ende August einreichen. Das Ensi wird die
Vorschläge prüfen und Umsetzungsfristen festlegen. Die
Atomaufsicht beabsichtigt AKW abzuschalten, deren Be-
treiber nicht fristgerecht folgende Nachweise erbringen
können: bis Ende Juni 2011, dass ihre Anlagen ein Hoch-
wasser überstehen können, wie es alle 10’000 Jahre vor-
kommt; bis Ende März 2012 derselbe Nachweis für ein
ebenso seltenes Erdbeben sowie die Kombination eines
Bebens mit dem Bruch des Staudammes von nahen Was-
serkraftwerken. Es muss ausgeschlossen werden können,
dass bei solchen Katastrophen zu viel radioaktive Strah-
lung austritt. Müssten dazu Nachrüstungen getätigt wer-
den, blieben AKW so lange abgeschaltet. Wegen einer Ge-
setzeslücke kein Abschaltgrund sind Probleme bei der
Notfall-Kühlung von Brennelementbecken (hat in Fu-
kushima zu radioaktiver Verseuchung geführt). 
Für Walter Wildi, früherer Präsident der Eidgenössischen
Kommission für die Sicherheit der Kernanlagen, sind
Vorgaben von 10’000-Jahres-Ereignisse «unbeholfen»:
Damit «arbeitet man mit möglichen Standards und Er-
eignissen, für die man überhaupt keine Datensicherheit
mehr hat». Man beschreite den Boden der Spekulation
und stelle damit die Sicherheit der Schweizerischen Kern-
energie auf sehr unsichere Basis. <

Der treffpunkt wird in nächster Zeit weitere Aspekte der Atom-
energie und Fragen ihres Ersatzes thematisieren. 

Bei der Atomtechnologie haben wir es mit einem extrem hohen Gefahrenpotential
zu tun, kombiniert mit einer – verglichen mit andern Bereichen – nach wie vor
als gering geltenden Wahrscheinlichkeit, dass der grösste anzunehmende Unfall
(GAU) geschieht. Je nach Standort könnten dabei aber Hunderttausende, ja auch
Millionen Menschen geschädigt werden. 
Dass mit Fukushima 25 Jahre nach Tschernobyl der nächste Super-GAU (Ge-
fährdungsstufe 7) passierte, bestätigt den Gedanken des Leserbriefschreibers 
H. Büchi aus Zürich: Atombetreiber selber sind von einem Restrisiko ausgegan-
gen, dass alle 10’000 Jahre ein schlimmer Unfall passiere. Man teile sie durch die
weltweit 443 Reaktoren, so müsste man alle 22 Jahre damit rechnen! Es sind aber
zusätzliche Unfälle (Stufe 5 und höher) geschehen: Chalk River (Kanada), Kysch-
tym, Wladiwostok (Sowjetunion), Sellafield (Grossbritannien), oder Simi Valley,
Three Mile Island (USA) usw.
Hinzu kommen die Gefahren durch Atomwaffen in staatlichen oder terroristi-
schen Händen, die Risikoerhöhung bei AKW in Erdbebengebieten und durch Al-
tersabnützung, und nicht zuletzt diejenige durch die nirgendwo gelöste Atom-
müll-Endlagerung. Nicht zu vergessen sind auch die Verseuchungen beim Abbau
des nicht erneuerbaren Urans. Und es stellt sich die Frage, inwiefern die Hand-
habung technisch anspruchsvollster Gross-Systeme mit hohem Risikopotential
Menschen und Institutionen grundsätzlich überfordern. 
Die GAU-Wahrscheinlichkeit ist also sehr viel höher als jahrzehntelang beteuert. Zu
hoch angesichts dieses riesigen Gefahrenkomplexes, bei dem es um eine unsichtba-
re Strahlung geht, die Krebs verursacht – eine der häufigsten und am meisten ge-
fürchteten Krankheitsgruppen! Darum ist der vom Bundesrat und Nationalrat be-
schlossene Atomausstieg keine Sache, die man nach Wahlen – oder wenn genug Zeit
des Vergessens verstrichen ist – rückgängig machen dürfte. Theo Bühlmann

damit eine Kosten-Senkungsmechanik bewir-
ken. Voraussetzung ist, dass die Kunden voll-
ständige Informationen über Leistungen und
Marktverhältnisse haben und entsprechend
entscheiden können.
Wer einmal selber «spitalreif» gewesen ist, ei-
nen kranken oder verunfallten Menschen ins
Spital oder einen betagten ins Altersheim be-
gleitet hat, weiss, dass dieses Idealbild des
«Kunden» so gut wie nie zutrifft. Entgegen der
politischen Theorie, die massgeblich durch
obiges ökonomische Bild geprägt ist, sind die
Menschen in den Spitälern keine Kunden,
sondern eben nach wie vor PatientInnen, die
häufig kaum etwas wissen oder nicht im Stan-
de sind, die vielen Informationen zu verarbei-
ten, die für einen (Markt)Entscheid nötig wä-
ren. Hinzu kommt, dass ein Machtgefälle zwi-
schen den Medizin- oder Heim-«Anbietern»
und den «Kunden» spielt und diesbezüglich
erst recht nicht von echten Marktsituationen
gesprochen werden kann.
Dies hat Folgen auf die grundsätzliche Be-
trachtung der Spital- und Heimfinanzierung.
Das Gesundheitssystem ist nur bedingt mit
markt-technischen Massnahmen zu führen.
Im ökonomischen Kontext wird die Rendite
schnell zum einzigen (und berechenbaren)
Kriterium über Erfolg und Misserfolg. Aber

der Spital- und Heimalltag ist in einem grös-
seren Kontext beheimatet: Menschen wollen
dort nicht rentieren, sie wollen gesund wer-
den und gepflegt werden (können) bzw. Men-
schen wollen helfen, zu genesen, zu heilen
und Lebensqualität aufrecht zu erhalten. Die-
se «andere Rentabilität» ist der Ökonomie
weitgehend fremd. Denn was sich nicht in
Geld ausdrücken lässt, existiert in dieser Sicht
nicht. Darum gilt es in der Gesundheitspoli-
tik und vor allem in der Spital- und Heimfi-
nanzierung immer wieder darauf hinzuwei-
sen, dass der rein ökonomische Ansatz mit der
Wettbewerbsgläubigkeit als Königsweg zur
Kostenkontrolle im Gesundheitswesen nur
bedingt «erfolgsversprechend» und sinnvoll
ist. Vielmehr ist Verständnis zu schaffen, dass
gesunde Menschen und Kranke, aber auch
Bedürftige, Alte oder Behinderte die Gesell-
schaft immer etwas kosten (dürfen)! 
Die Marktwirtschaft kennt nur Sieger und
Verlierer – gerade dies aber sollte nicht das
Denkmodell im Gesundheitswesen sein,
wenn wir die Menschen als PatientInnen, als
Frauen und Männer in ihrer Würde und ih-
ren Bedürfnissen ernst nehmen. Ein sol-
cherart «rentables» Spital lässt Menschen in
erster Linie gesunden, eine solche Heimphi-
losophie will ihre BewohnerInnen möglichst
gut leben lassen. Erst dann sollen die not-
wendigen – aber nicht allein leitenden –
Massnahmen zur (finanziellen) Kostenfrage
kommen. <

> Das sozialethische Stichwort

In einem grösseren Kontext 
Müssen Spitäler und Altersheime
rentieren?

Die sozialethische Ant-
wort gibt Thomas Wal-
limann. Er ist Theologe
und arbeitet als Sozial-
ethiker am KAB-Sozial-
institut. 

Spitalbehandlungen sind teuer! Ab 2012 wird
eine neue Regelung gelten, die weiterhin auf
einer Finanzierung basiert, die sich Kantone
und Krankenversicherungen teilen. Die hohen
Kosten im Gesundheitswesen führen dazu,
dass in der Diskussion über Spitäler, aber auch
über Alters- und Pflegeheime, zunehmend nur
noch die Geldfrage im Zentrum steht. 
Von welchen Annahmen geht die ökonomi-
sche Sichtweise aus? Von einem Markt, in
dem Menschen Anbietende oder Kunden,
manchmal beides zugleich sind. Dabei wer-
den die (meist nur individuell betrachteten)
Bedürfnisse so befriedigt, dass möglichst klei-
ne Kosten anfallen. Der Wettbewerb garan-
tiert für das beste Kosten-Nutzen-Verhältnis,
wobei die Kunden frei wählen können und
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